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Erste Durchführungsbestimmung 
zum Strafvollzugsgesetz — StVG ■>-

vom 7. April 1977

Auf Grund des § 65 des Strafvollzugsgesetzes vom 7. April 
1977 (GBl. I Nr. 11 S. 109) wird in Abstimmung mit dem Ge­
neralstaatsanwalt der Deutschen Demokratischen Republik, 
im Einvernehmen mit den Leitern der zuständigen zentralen 
staatlichen Organe und in Übereinstimmung mit dem Bundes­
vorstand des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes folgen­
des bestimmt:

Zu § 19 StVG:
§ 1

(1) Die sichere Verwahrung der Strafgefangenen ist durch 
Bewachung, Beaufsichtigung und Kontrolle sowie ein entspre­
chendes System der Sicherung der Strafvollzugseinrichtungen 
bzw. Jugendhäuser zu gewährleisten.

(2) Die Erfordernisse der Bewachung, Beaufsichtigung und 
Kontrolle der Strafgefangenen sowie des Systems der Siche­
rung der Strafvollzugseinrichtungen bzw. Jugendhäuser wer­
den bestimmt durch die Schwere der begangenen Straftat, die 
Art der Strafe mit Freiheitsentzug und die Anforderungen an 
die Erziehung der in den Strafvollzugseinrichtungen bzw. Ju­
gendhäusern untergebrachten Strafgefangenen.

§ 2
(1) Verurteilte sind auf der Grundlage eines Verwirk­

lichungsersuchens des Gerichts und des Strafregisterauszuges 
in eine Strafvollzugseinrichtung bzw. in ein Jugendhaus zum 
Vollzug der Strafe mit Freiheitsentzug einzuweisen.

(2) Die Einweisung wird durch die Leiter der Unter­
suchungshaftanstalten nach Eingang der Verwirklichungs­
ersuchen auf der Grundlage der vom Leiter der Verwaltung 
Strafvollzug getroffenen Regelungen über die Einweisung un­
verzüglich vorgenommen.

(3) Verurteilte, die sich nicht in Haft befinden, werden 
durch die Leiter der zuständigen Untersuchungshaftanstalten 
nach Eingang des Verwirklichungsersuchens zum Strafantritt 
aufgefordert.

(4) Wird der Aufforderung zum Strafantritt ohne ausrei­
chende Begründung nicht nachgekommen, erfolgt eine Zu­
führung durch die Deutsche Volkspolizei.

§3
(1) Strafgefangene sind bei der Aufnahme in einer Straf­

vollzugseinrichtung bzw. einem Jugendhaus namentlich zu 
registrieren. Die Registrierung erfolgt fortlaufend mit Angabe 
des Tages der Aufnahme, der Dauer der Strafe mit Freiheits­
entzug und des Tages der Entlassung.

(2) Im Interesse einer kontinuierlichen und wirksamen Ge­
staltung der Erziehung sollen Strafgefangene grundsätzlich 
in den Strafvollzugseinrichtungen bzw. Jugendhäusern ver­
bleiben, in denen sie zum Vollzug der Strafe mit Freiheits­
entzug aufgenommen worden sind.

(3) Strafgefangene sind bei der Aufnahme von Strafvollzugs­
angehörigen gleichen Geschlechts körperlich zu durchsuchen. 
Mitgebrachte Gegenstände sind entsprechend den Bestimmun­
gen über Effekten zu behandeln.

(4) Soweit die Verwahrung bzw. Verwaltung des Vermögens 
noch nicht gewährleistet sowie die erforderlichen Regelun­
gen über die Wohnung noch nicht getroffen sind, ist den Straf­
gefangenen zu ermöglichen, daß sie die entsprechenden Maß­
nahmen einleiten können.

§4
(1) Die Strafzeit ist nach Jahren, Monaten und Tagen zu 

berechnen, das Jahr und der Monat nach der Kalenderzeit.
(2) Hat bei einer nachträglich gebildeten Hauptstrafe der 

Vollzug einer in diese einbezogenen Strafe bereits begonnen, 
so gilt deren Beginn auch als Beginn der Hauptstrafe.

(3) Befindet sich der Verurteilte zum Zeitpunkt einer nach­
träglichen Hauptstrafenbildung nicht in Haft und wurde eine 
der Einzelstrafen bereits teilweise vollzogen, ist die bisher 
verwirklichte Strafzeit in Tagen von der Strafzeit der Haupt­
strafe abzuziehen.

(4) Der Tag der Entlassung aus dem Strafvollzug gilt als 
Straftag.

Zu § 11 StVG:
§5

(1) Die Trennung wird verwirklicht durch:
1. die Unterbringung in verschiedenen Strafvollzugseinrich­

tungen bzw. Jugendhäusern,
2. die Unterbringung in getrennten Bereichen innerhalb 

einer Strafvollzugseinrichtung bzw. eines Jugendhauses.
(2) Über notwendige befristete Abweichungen von den Tren­

nungsgrundsätzen entscheiden die Leiter der Strafvollzugs­
einrichtungen bzw. Jugendhäuser. Die Abweichung und die 
Befristung sind zu begründen. Bei Wegfall der Gründe ist 
die Maßnahme aufzuheben.

Zu § 12 StVG:
§ 6

(1) Der allgemeine Vollzug wird in ständig verschlossenen 
oder nicht ständig verschlossenen Verwahrräumen durchge-' 
führt. Bei positivem Gesamtverhalten von Strafgefangenen 
kann der Vollzug in nicht verschlossenen Verwahrräumen er­
folgen.

(2) Der erleichterte Vollzug wird in nicht verschlossenen 
oder nicht ständig verschlossenen Verwahrräumen durchge­
führt. Im Ausnahmefall kann aus Sicherheitsgründen der 

■Vollzug zeitweilig in ständig verschlossenen Verwahrräumen 
erfolgen.

(3) Die Entscheidung darüber treffen die Leiter der Straf­
vollzugseinrichtungen.

Zu § 15 StVG:
§7

Die Überweisung Strafgefangener vom allgemeinen in den 
erleichterten Vollzug oder vom erleichterten in den allgemei­
nen Vollzug kann mit einer Verlegung in eine andere Straf­
vollzugseinrichtung verbunden werden, wenn das im Inter­
esse der Erziehung erforderlich ist.

Zu §16 StVG:
§ 8

Der Vollzug der Haftstrafe erfolgt in der Regel in nicht 
ständig verschlossenen Verwahrräumen.

Zu § 18 StVG:
§9

(1) Der Vollzug der Freiheitsstrafe an’ Jugendlichen erfolgt 
in der Regel in nicht verschlossenen Verwahrräumen. Im 
Interesse der'Sicherheit und der Erziehung der Jugendlichen 
können Verwahrräume zeitweilig verschlossen werden.

(2) Die Freiheitsstrafe an Jugendlichen kann in ständig 
verschlossenen Verwahrräumen durchgeführt werden, wenn es 
aus Gründen der Sicherheit unbedingt erforderlich ist oder 
damit Störungen des Erziehungsprozesses verhindert werden 
können.

(3) Die Entscheidung darüber treffen die Leiter der Jugend­
häuser.

Zu § 19 StVG:
§10

Der Vollzug der Jugendhaft erfolgt in der Regel in nicht 
ständig verschlossenen Verwahrräumen.

Zu §20 StVG:
§11

(1) In einem Einführungsgespräch sind die Strafgefangenen 
mit allen Anforderungen und Bedingungen vertraut zu ma-


